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Was derzeit in fast allen europäischen Ländern als «Krise der 
Parteiendemokratie» erscheint, ist die Ununterscheidbar-

keit der Mitte-Links- und Mitte-Rechts-Akteure. Seit Ende des 
Zweiten Weltkrieges waren sie die klassischen politischen Anti-
poden, aktuell wirken sie wenigstens insofern ununterscheidbar, 
als sie ausserstande scheinen oder nicht willens sind, ein zentra-
les Problem moderner Demokratien zu bearbeiten: Heterogenität. 
Kulturelle, gesellschaftliche, politische oder wirtschaftliche Un-
einheitlichkeit ist kein Programm, sondern eine moderne Erfah-
rung – und um es gleich vorwegzunehmen: im klassisch liberalen 
Sinne ist es auch eine Lösung. Bloss scheinen die liberalen Kräfte 
im Westen, seien sie politisch organisiert oder nicht, das mehr-
heitlich vergessen zu haben. Warum muss sich das ändern?

Politische Identität
Zunächst: man kann eine politische Identität nur haben, 

wenn es auch eine politische Differenz, also konkurrierende Al-
ternativen in der Parteienlandschaft, gibt. Blickt man auf den ab-
gelaufenen Bundestagswahlkampf in Deutschland, wird deutlich, 
dass die Enttäuschung der Wähler über die aktuelle Politik viel 
weniger damit zu tun hat, dass die angebotenen Lösungen nicht 
substanziell genug oder gar sachlich unzureichend gewesen wä-
ren. Darum geht es letztlich ohnehin selten. Die Enttäuschung 
vieler Bürger rührt daher, dass die Komplexität der Gesellschaft 
nicht über das Angebot heterogener politischer Lösungen kom-
pensiert werden konnte. Der Einzug der nationalkonservativen 
AfD in den Bundestag hat also weniger mit ihren inhaltlichen Lö-
sungskapazitäten zu tun als mit dem Umstand, dass allein das se-
mantische Angebot einer angeblichen «Alternative» bereits 
reichte, um die Gunst von 13 Prozent der Wähler zu gewinnen. 
Dass es derzeit eher ein dezidiert rechtes als ein dezidiert linkes 
oder liberales Politikangebot ist, das in Europa reüssiert, ist eben-
falls kein Zufall: der offensichtlichen Krise der transnationalen 
Institutionen, insbesondere der Europäischen Union als Lieb-

lingsgegner sowohl linker wie rechter Extrempositionen, begeg-
nen viele Bürgerinnen und Bürger, indem sie sich auf vermeintlich 
sichere Werte wie den Nationalstaat und damit einhergehende 
Übersichtlichkeit und stärkere politische Kontrolle zurückbe-
sinnen. Deshalb sind die Ergebnisse der europäischen Wahlen im 
Jahr 2017 auch keine politische Katastrophe, wie aktuell gern 
 behauptet wird, sondern eine logisch gesehen durchaus konse-
quente Folge des Verlustes von Abweichungsverstärkung und Ab-
weichungsprämiierung der politischen Konkurrenten. 

Schauen wir genauer hin: der konservativen Union ist es in 
der Vergangenheit gelungen, das Bezugsproblem des Konservati-
ven, nämlich die Schwäche der Menschen und ihr Bedürfnis nach 
institutionalisierter Orientierung, nach dem Zweiten Weltkrieg 
mit einer kulturellen und politischen Öffnung Richtung Westen 
zu versöhnen. Das war eine grandiose politische Leistung, die den 
Konservatismus modernisiert hat. Für die Sozialdemokratie galt 
etwas Ähnliches: ihr ist es mit der Selbstabnabelung von ihrem 
marxistischen Erbe gelungen, die sogenannten «kleinen Leute» 
mit den Aufstiegsversprechen der bürgerlichen Demokratie zu 
versöhnen. Diese Leistungen der deutschen Volksparteien haben 
zugleich die Grundlage für Narrative gelegt, die politische Identi-
täten und damit auch produktive Formen der Heterogenität im 
politischen Streit ermöglicht haben. Davon ist allerdings 2017 
nicht viel übrig geblieben. Die Volksparteien schrumpfen in der 
Wählergunst, und das wird sich erst dann ändern, wenn sie funk-
tionale Äquivalente für ihre einstigen Stärken gefunden haben: 
Konservative müssen eine Neubestimmung des Konservativen in 
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einer dynamischen Welt vornehmen – womöglich ist das derzeit 
eine der wichtigsten politischen Fragen, denn das konservative 
Bezugsproblem der Zugehörigkeit und Erwartungssicherheit 
scheint derzeit das zu sein, an dem sich Wahlen entscheiden. Und 
wenn es der Sozialdemokratie nicht gelingt, das Aufstiegsthema 
mit der technologiegetriebenen revolutionären Veränderung des 
Arbeitslebens zu verbinden, wird sie in der Bedeutungslosigkeit 
verschwinden. Aber: was wäre denn ein zeitgemässes Modell libe-
raler Politik? 

Dezidiert liberale Politikfelder waren und sind einerseits die 
wirtschaftliche Freiheit, also die Anerkennung des Wettbewerbs 
als Problemlöser, und die Einsicht, dass ökonomische Dynamik 
dezentrale Formen braucht, um auf Ideen zu kommen. Zum ande-
ren ist es die Verteidigung der Bürgerrechte: mit der Entwicklung 
neuer Technologien, die bürgerliche Rechte tangieren oder sogar 
schneiden, dürfte sich dieses Thema in nächster Zukunft – und 
das war bis vor kurzem alles andere als selbstverständlich – wie-
der zu einem zentralen Politikfeld entwickeln. Gleichwohl: beides 
sind klassisch liberale Felder, und liberale Politik wird sich stets 
diesen Themen widmen (müssen). Was allerdings fehlt, ist das 
verbindende Element dieser beiden (und anderer) Sphären, das 
der liberalen Idee in der realpolitischen Gemengelage die Legiti-
mation, die eigentliche Schlagkraft zurückgibt. Der Liberalismus 
muss seine intellektuell kongruente Position beziehen – doch das 
ist leichter gesagt als getan. 

Die Farbenlehre moderner Demokratien 
Egal ob in Deutschland, in Frankreich oder in Grossbritan-

nien: politische Farbenlehre ist wieder en vogue – aber nicht, wie 
oben beschrieben, weil die Farben so deutlich hervorstechen und 
Orientierung im Dickicht komplexer Problemlösungsstrategien 
bieten würden. Ganz im Gegenteil! Über die Farbenlehre im politi-
schen Sinne ist nun ganz neu nachzudenken, da sich die Den-
kungsarten des Politischen ganz offensichtlich nicht mehr jener 
Ordnung fügen, die westliche politische Systeme mit allem aus-
stattete, was das Programm der «Demokratie» erforderte. Demo-
kratie wäre allzu einfach beschrieben, wenn man sich allein auf 
die politische Selbstbeschreibung der «Volksherrschaft» kapri-
zierte. Demokratie ist nicht Volksherrschaft, sondern ein Mecha-
nismus, der es ermöglicht, dass kollektiv bindende Entscheidun-
gen auch von denen loyal getragen werden, die nicht zu jenen ge-
hören, die diese Entscheidungen auch so getroffen hätten. Von 
autokratischen, diktatorischen und korrupten Systemen unter-
scheidet sich die Demokratie also nicht dadurch, dass sie die tat-
sächliche Zustimmung des Demos voraussetzt oder einholt, son-
dern dass sie es ermöglicht, Macht kontrollierbar zu machen und 
in die Schranken einer «kontrollierten Willkür» zu verweisen. Mit 
kontrollierter Willkür ist gemeint, dass politische Entscheidun-
gen durchaus ein Moment an Kontingenz und willkürlichem «So-
Sein» haben – sie könnten aber stets auch anders sein, sonst wä-
ren es keine Entscheidungen. Aber diese Willkür wird kontrol-

liert, wenigstens dadurch, dass auch andere Möglichkeiten im öf-
fentlichen politischen Diskurs sagbar sind.

Der Lackmustest fürs Demokratische sind viel weniger funkti-
onierende Institutionen oder komplizierte repräsentationstheo-
retische Masse einer tatsächlichen Abbildung des Volkswillens in 
Abstimmungen oder in Parlamenten. Der Lackmustest ist die, 
wenn man so will, kulturelle Fähigkeit, dass gleichzeitig unter-
schiedliche Lösungen sagbar sind und dass letztlich fast alle The-
men politisierbar werden. Sieht man sich die problematischen 
Kandidaten an den Ostgrenzen Europas an – Russland und die 
Türkei –, ist deren Institutionenapparat letztlich demokratisch 
gebaut, durch Wahlen unterfüttert und durchaus mit einer wenn 
nicht wirklich rechtsstaatlichen, dann wenigstens rechtsförmi-
gen Idee von Erwartungssicherheit ausgestattet. Woran es aber 
fehlt, ist die Fähigkeit, die Abweichung von machtnahen Lösungs-
konzepten, Wordings und Interessenvertretungen überhaupt le-
gitim sagbar zu machen. Allein das Gefühl, dass die Dinge mit 
Konsequenzen auch anders gesagt werden können, erzeugt be-
reits einen Legitimationsschub für jene Entscheidungen, die tat-
sächlich gefällt werden. 

Dieser Mechanismus heisst in der Demokratie «Opposition». 
Politische Gegnerschaft hat es immer gegeben, aber die Demokra-
tie befriedet die politische Debatte dadurch, dass sie sie geradezu 
anstachelt. Die Opposition, will heissen: die Konfrontation mit 
Abweichungen, stattet die Machthaber mit Kontingenz aus, also 
mit einem Signet, das anzeigt, dass es sich um «Nichtalternativ-
loses» handelt, dass also Entscheidungen nicht einfach Kausal-
ketten sind, sondern ein Moment Unbestimmbarkeit beinhalten. 
Anders gesagt: die Opposition zwingt den Machthaber, für jene 
Entscheidungen, die dieser ohnehin treffen kann, gute Gründe 
parat zu haben. Durch die Opposition kontrolliert sich der Macht-
haber gleichsam selbst, denn sein Kommunikationsverhalten 
wird ein anderes, weil er stets damit rechnen muss, gute Gründe 
angeben zu müssen, wenn er gefragt wird. Demokratie radikali-
siert und entschärft damit Opposition gleichermassen: sie radika-
lisiert sie dadurch, dass sie das Oppositionelle in die politischen 
Institutionen integriert, ihm Rechte und Pflichten zuschreibt, es 
mit Ressourcen ausstattet und als Alternative für den Fall führt, 
sollte die Regierung scheitern. Damit entschärft sie Opposition 
zugleich, weil es für oppositionelle Politik keine Gegnerschaft 
mehr gegen das politische System, sondern nur gegen den politi-
schen Gegner braucht.

Was hat all das mit dem Bezugsproblem des Liberalismus zu tun? 
Zweifaches: zum einen ist die Entstehung demokratischer politischer 
Systeme in Europa und Nordamerika ein ursprünglich liberales Kon-
zept. Zum anderen ist der Liberalismus diejenige Idee, der dieser 
eben für das politische System skizzierte Oppositions- und Abwei-
chungsmechanismus als zentrales Fortschrittsmoment besonders 
markant eingeschrieben ist: Ohne Heterogenität, ohne Abweichung, 
ohne Opposition, ohne Wettbewerb – so schon seine klassischen 
Vordenker – kann es keinen Fortschritt geben. Zeitgenössische Libe-



29

ausüben wollen. Türken in deutschen Schulen müssen Deutsch 
sprechen und auf Deutsch unterrichtet werden, aber das Eigen-
leben ihrer Kulturgruppe verdient Schutz und auch Unterstüt-
zung. Insoweit ist der Nationalstaat ein Fortschritt, der heraus-
führt aus der Stammesexistenz.» Der Kontext dieser Äusserun-
gen war die Frage nach der Bedeutung des Nationalstaates ange-
sichts der Neuordnung der politischen Welt mit dem Zusam-
menbruch des Sowjetkommunismus. Schön kommt in diesen 
Sätzen aber die Grundlage liberalen Denkens zum Vorschein: 
Einerseits bedarf es einer institutionellen Ordnung, die nicht in 
Frage stehen darf, andererseits hat der Staat die Heterogenität 
der Gesellschaft zu schützen. Die Blickrichtung seit Locke hat 
sich also umgekehrt: ging es dort noch um die Begrenzung der 
staatlichen Autorität und den Schutz der Gesellschaft vor der 
Willkür des Staates, ist es nun die staatliche Autorität, die die 
Pluralität der Gesellschaft schützen soll und die Bedingungen 
für Heterogenität zu sichern hat. Dahrendorfs Kritik der «Stam-
mesexistenz» könnte kaum aktueller sein – man denke an die 
Sezessionsbewegung in Katalonien oder an rechtspopulistische 
Ideologien des «reinen» homogenen Volkes. 

Die moderne, liberale Demokratie ist im Lichte dieser beiden 
klassisch-liberalen Traditionen gesehen nichts anderes als eine 
funktionale Antwort auf Heterogenität. Sie ist ein Mechanismus 
der Abweichungsverstärkung: Sie garantiert gerade nicht die Iden-
tifikation des einen und einheitlichen Volkswissens, sie garantiert, 
dass Heterogenes gehört werden kann – sofern es denn angeboten 
wird. Diese radikal-demokratische Idee kann etwa mit von Hayek 
so weit gehen, an der Demokratie zu kritisieren, dass der Staat sich 
durch den entstehenden Machtkreislauf gehemmt fühlt, das Rich-
tige zu tun, und stattdessen potenziellen Wählern nach dem Mund 
redet. Hayek nimmt also die Frage der Heterogenität der Perspekti-
ven wirklich ernst: sein «Wettbewerb als Entdeckungsverfahren» 
geht davon aus, dass die Anmassung einer Zentralposition Suchbe-
wegungen nach neuen Lösungen korrumpiere. 

Abweichen als Lösung
Was den Liberalismus trägt und bis heute auszeichnet, ist also 

weniger eine abstrakte Idee als die unhintergehbare Erfahrung ei-
ner Perspektivität von Positionen und der Falsifizierbarkeit von 
Lösungen durch bessere Lösungen. Das sind tatsächlich prakti-
sche Erfahrungen der gesellschaftlichen Moderne, die in techni-
scher, ökonomischer, ästhetischer und nicht zuletzt moralischer 
Hinsicht Heterogenität nicht als Problem, sondern als Lösung 
 behandeln. In kybernetischen Begriffen erinnert das an William 
Ross Ashbys Gesetz der erforderlichen Vielfalt (law of requisite 
variety), nach dem ein System nur dann überlebensfähig ist, wenn 
es dynamisch auf Umweltveränderungen reagieren kann und 
seine operative Einheit sichert, indem es sich nach eigenen Mass-
gaben verändern kann.

Diese Denkart ist hervorragend geeignet, einer Gesellschaft, 
die ihre Einheit weder in ihrer Spitze finden kann (wie in hochkul-

rale proklamieren dieses Ideal mitsamt seinen Folgen für alle gesell-
schaftlichen Sphären nur selten, weshalb sich an dieser Stelle ein 
kleiner Exkurs zum klassischen Liberalismus, dessen Abglanz bis 
heute dafür sorgt, dass sogar das opportunistischste FDP-Mitglied 
noch einen intellektuellen Schatten werfen kann, anbietet. 

Der klassische Liberalismus und die Demokratie
Der klassische Liberalismus war eine Bewegung, die man vor 

allem aus seiner historischen Genese verstehen muss. Man kann 
John Lockes Betonung der individuellen Freiheit und vor allem 
des Besitzindividualismus nur vor dem Hintergrund der «Glo-
rious Revolution» in England im Jahre 1689 verstehen. Diese 
 Kritik des Absolutismus ist ein Kind ihrer Epoche, setzt sich aber 
als eine allgemein staatskritische Perspektive bis heute fort. 
Ähnliches gilt für den zweiten grossen Theoretiker des Libera-
lismus, für John Stuart Mill, der fast 200 Jahre später sein Buch 
«On Liberty» schrieb. Darin heisst es, der Einfluss des Staates 
auf die Gesellschaft müsse begrenzt werden, weil ausufernde 
Staatstätigkeit «den aktiven und ehrgeizigen Teil der Öffentlich-
keit mehr und mehr zu Mitläufern der Regierung oder irgendei-
ner Partei, die danach strebt, die regierende Partei zu werden», 
verwandle. Und im 20. Jahrhundert ist es wohl Friedrich August 
von Hayek, der die liberale Staatsferne sogar als Demokratie-
kritik auf den Begriff bringt. Er kritisiert an der Demokratie, dass 
Politik sich gewissermassen in den Dienst der Wähler stelle und 
deren Wünsche befriedigen wolle und deshalb in die Autonomie 
ökonomischer Freiheit eingreifen müsse.

Das historische Erbe jenes Liberalismus ist die Kritik des Macht-
habers, nicht aber eine Kritik der Macht. Niemand wird heute noch 
ernsthaft behaupten können, dass politische Ordnung ohne die 
Zentralisierung von Macht und ohne die Ressourcen ihrer Durch-
setzbarkeit möglich ist. Die liberale Kritik des Absolutismus freilich 
als Grundlage für die Entstehung moderner politischer Systeme be-
stand vor allem darin, die pure Selbstbezogenheit der Macht darzu-
stellen und gewissermassen dialektisch vorzuführen: indem Kom-
munikation ohne operative Macht die operative Macht und ihre 
Geltungsbedingungen sichtbar macht. Man kann erst dann darüber 
nachdenken, wer eigentlich herrschen soll, wie man die potenziell 
Herrschenden identifizieren soll, nach welchen Kriterien man sie 
auswählt, wie man sie wieder los wird und nach welchen Verfahren 
all das bewerkstelligt werden soll. Die moderne politische Demo-
kratie ist damit letztlich Ausdruck einer liberalen Kritik der absolu-
ten, nicht rückbezogenen Herrschaft.

Besonders interessant in dieser Hinsicht – und ein Signet li-
beraler Selbstbeschreibung im Politischen – ist der Zusammen-
hang von Einheit und Differenz. Ralf Dahrendorf hat dahinge-
hend 1990 so formuliert: «Heterogenität ist eine Qualität libera-
ler Gemeinwesen. Sie fordert die feste Fundierung der allgemei-
nen Institutionen und zugleich den praktizierten Respekt vor 
kulturellen Besonderheiten. Freiheit der Religionsausübung gilt 
für alle Konfessionen und auch für diejenigen, die keine Religion 
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turellen Gesellschaftssystemen) noch über autoritäre Herrschaft 
sichern kann (wie im Zeitalter des Absolutismus), zu kollektiven 
Verbindlichkeiten zu verhelfen und dabei die Heterogenität ihrer 
sozialen Lebensformen, religiösen Traditionen, wissenschaftli-
chen Wahrheiten, ökonomischen Lösungen und künstlerischen 
Stile zu wahren. Wenn es stimmt, dass das Bezugsproblem des 
 Liberalismus Heterogenität ist, und wenn es stimmt, dass die 
 Demokratie letztlich ein Programm der Bewältigung und Gestal-
tung von widersprüchlichen Informationen, Erfahrungen und 
 Interessen ist, dann beruht letztlich das politische wie auch das 
gesellschaftliche Modell von Modernität zuvorderst auf der libe-
ralen Grunderfahrung des Heterogenitätsmanagements. 

Modernität, auf eine Formel gebracht, heisst: Abweichungsver-
stärkung. Oder einfacher: Lösungen sind nur Lösungen im Hinblick 
auf vorherige schlechtere Lösungen. Innovationen sind Innovatio-
nen, weil sie frühere Innovationen als ungültig betrachten können. 
Wettbewerb ist nur dann Wettbewerb, wenn man für das gleiche 
Problem mehrere Lösungen für denkbar hält. Kommunikation ist 
nur dann Kommunikation, wenn man von kausalen Notwendigkei-
ten abweichen kann und Überraschungen möglich sind. Lebensfor-
men können sich selbst nur deshalb als solche verstehen, weil auch 

andere Formen ebenso denkbar wie legitim sind. Und politisch sind 
Lösungen dann, wenn sie in Wettbewerb mit anderen Lösungen 
treten können. Wo das nicht der Fall ist, ist das liberale Programm 
moderner Staatlichkeit und Politik gescheitert.

Liberale Politikprogramme
Parteien und ihre Programme sind nun gewissermassen Insti-

tutionen, also auf Dauer gestellte Muster, die vor allem davon le-
ben, dass sie die Heterogenität des Gesellschaftlichen im politi-
schen System sichtbar machen können: Das eher konservative Poli-
tikelement setzt dann auf tradierte Strukturen innerhalb der Ge-
sellschaft, um zwischen der Dynamik der Ungleichheit generieren-
den Ökonomie und jener der Gleichheit versprechenden Formen 
des Rechts und der politischen Teilhabe zu vermitteln, während 
eher sozialdemokratische Modelle eine ähnliche Vermittlung vor-
nehmen, aber weniger auf tradierte Strukturen als auf regulierende 
Institutionenkontrolle setzen. Dezidiert linke Politikprogramme 
setzen auf die Idee des Gesellschaftsumbaus und der zentralen 
Kontrolle, während dezidiert rechte Politikprogramme vor allem 
auf ethnische/völkische Homogenität setzen, um der Dynamik der 
Gesellschaft Herr zu werden. So weit, so schematisch. Wie die klas-

«Friedrich August von Hayek war  
kurz davor, den entsprechenden  
Algorithmus anzubieten: Strukturen  
dadurch zu verändern, dass man  
radikal darauf setzt, die Anmassung einer 
Zentralperspektive zu brechen.»
Armin Nassehi
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sischen Mitte-Links- und Mitte-Rechts-Programme bedürfen frei-
lich auch liberale politische Denkungsarten einer Modernisierung. 
Wie könnte sie im Hinblick auf das bisher Ausgeführte aussehen?

Der klassische Bürgerrechtsliberalismus ist ein Liberalismus, 
der die Heterogenität von gesellschaftlichen Gruppen ohnehin 
stets im Blick hatte: one man, one vote, Frauen- und Minderhei-
tenrechte, Antirassismus, Schutz des Exzentrischen, Meinungs-
freiheit, Wissenschaftsfreiheit etc. Das sind klassische liberale 
Werte, die auf die Heterogenität des gesellschaftlichen Personals 
zielen. Zeiten, in denen solche Freiheiten explizit in Frage gestellt 
werden – ja, es sind die unsrigen –, müssten goldene Zeiten für Li-
berale sein! 

Zugleich müssen wir feststellen, dass es neben der sozialen 
auch eine sachliche oder operative Ebene von Heterogenität in 
modernen Gesellschaften gibt. Soziologisch nennt man das 
«funktionale Differenzierung», also die Ausdifferenzierung von 
Funktionen, die je unterschiedliche Aufgaben für die Gesellschaft 
erfüllen und damit auch ganz unterschiedliche Erfolgsbedingun-
gen haben. Um es einfach auf den Begriff zu bringen: wer politisch 
handelt, muss andere Probleme lösen als jemand, der etwas auf 
Märkten verkauft oder für Märkte produziert. Es sind unter-
schiedliche Erfolgsbedingungen, die das Handeln bestimmen, 
und es sind vor allem unterschiedliche Publika, vor denen man 
überzeugen muss. Und buchstäblich unterscheiden sich die Wäh-
rungen solcher Transaktionen. Man kann das weiterführen: 
rechtliche Regulierungen folgen anderen Bedingungen als rein 
moralische. Die Lösung wissenschaftlicher Probleme unterschei-
det sich von denen unternehmerischer oder politischer Natur. 
Das Schöne, das Wahre und das Gute sind nicht in eins zu bringen. 
Es ist vielmehr der Traum aller radikalen Ideologien, diese Diffe-
renzen aufzuheben – linke Ideologien laborieren dann an einer 
Totalpolitisierung der Märkte, der Wissenschaft, der Kultur, sogar 
des Religiösen. Und rechte Ideologien setzen auf unbegründbare 
Zugehörigkeitsformen und unbedingte Solidarität mit den und 
mit dem Eigenen. Beide scheitern an der Komplexität der Gesell-
schaft – wie auch die Mitte-Politik der letzten Jahre daran geschei-
tert ist, innerhalb der komplexen Differenziertheit der Probleme 
mit heterogenen Alternativen aufzuwarten.

Anderes könnte der Liberalismus anbieten: von einem mo-
dernisierten Liberalismus darf erhofft werden, eine Denkart zu 
etablieren, die die sachliche Heterogenität der Gesellschaft auf-
nimmt, und zwar nicht nur die sozialer Gruppen, sondern auch 
die Heterogenität der Funktionen. Wie lassen sich politische 
 Regulierungsnotwendigkeiten und ökonomische Dynamik neu 
aufeinander beziehen? Wie kann man wissenschaftliche Erkennt-
nisse in unternehmerische und politische Konzepte übersetzen? 
Wie können Eliten aus den verschiedenen Sphären der Gesell-
schaft miteinander ins Gespräch kommen? Wie lässt sich von 
 solchen Akteuren erwarten, dass sie ein reflexives Verhältnis zu 
sich selbst aufbauen können? Und wie lässt sich die Naivität ver-
meiden, als ginge es hier um einen allgemeinen Konsens?

Die Anmassung der Zentralperspektive brechen
Sind diese Fragen zu abstrakt? Ja, das sind sie. Aber es sind 

die Fragen, die unmittelbar das Erbe des politischen Liberalis-
mus seit John Locke aufnehmen. Es sind Fragen einer Neuüber-
setzung des Problems der Heterogenität auf eine Gesellschaft, 
die sich nicht mehr einzig auf die eingespielten Routinen ihrer 
nationalstaatlichen Institutionen verlassen kann. Es sind Fra-
gen, wie Eliten in die Lage versetzt werden, die Differenziertheit 
der Gesellschaft nicht zu bekämpfen oder als Störung anzuse-
hen, sondern als Chance für den Wettbewerb der Ideen. Es sind 
Fragen, die deshalb liberal sind, weil sie von dem Gedanken be-
seelt sind, dass keine der Perspektiven, weder die politische 
noch die ökonomische, weder die wissenschaftliche noch die re-
ligiöse, weder die rechtliche noch die ästhetische, eine Zentral-
perspektive (oder: alternativlos) ist. 

Friedrich August von Hayek war kurz davor, dafür den ent-
sprechenden Algorithmus anzubieten: Strukturen dadurch zu 
verändern, dass man radikal darauf setzt, die Anmassung einer 
Zentralperspektive zu brechen. Heute sollte man das nicht mehr 
nur zum Schutze der Märkte tun, sondern übers Ökonomische 
hin aus in Anerkennung der Heterogenität einer Gesellschaft, 
 deren Zentralinstanzen eben keine zentralen Instanzen sind, son-
dern sich in permanentem Widerstreit befinden. Genau das ist 
doch der Versuchsaufbau, für den sich Liberale immer interes-
siert haben! Und es wäre womöglich auch eine Erweiterung des-
sen, was bis heute Demokratie hiess: nicht nur die Repräsentation 
von Gruppen und Interessen, sondern auch die Repräsentation 
und Berücksichtigung der Heterogenität der gesellschaftlichen 
Funktionen in einem System ohne Zentrum und ohne Spitze.

Der Wettbewerbsvorteil eines modernisierten Liberalismus 
müsste diese unbedingte Parteinahme für Heterogenität sein – 
nicht nur auf Märkten oder im Hinblick auf Lebensstile und Le-
bensformen, sondern auch gesellschaftlich im Hinblick auf die 
Heterogenität von Aufgaben, Funktionen, Professionen und 
Problemlösungstools. Auch wenn aktuelle Wahlen vielleicht 
durch die Lösung konservativer Bezugsprobleme gewonnen 
werden, das operative Problemlösungspotenzial für eine mo-
derne komplexe Gesellschaft braucht eine liberale Denkungsart 
im angedeuteten Sinne.

Hayek hatte völlig recht damit, dass Politik manche Pro-
bleme womöglich nicht lösen kann, weil ihre Erfolgsbedingung 
in Wahlen und in ihrem Erscheinungsbild in der öffentlichen 
Meinung oftmals dem sachlich Notwendigen widerspricht. 
Manche Themen etwa sind in Wahlkämpfen nur um den Preis 
der Nichtwählbarkeit kommunizierbar. Aus diesem Dilemma 
gibt es keinen systematischen Ausweg. Daraus einen antipoliti-
schen Schluss zu ziehen, wäre aber völlig falsch. Die liberale Al-
ternative zum Status quo ist nicht die Abschaffung des Politi-
schen, sondern das Ernstnehmen der Vielfalt und der Anspruch, 
ihre Vorteile publik und sie selbst nutzbar zu machen, wo im-
mer es geht. ❮


